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Berlin, den 14. November 2001
Sehr geehrte Damen und Herren,

herzlichen Dank für Ihr Schreiben zum Gesetzesentwurf für ein Zuwanderungsgesetz.

Vergangene Woche haben das Bundeskabinett und die beiden Koalitionsfraktionen den Entwurf für ein Zuwanderungsgesetz in die parlamentarischen Gremien eingebracht - ein Erfolg bündnisgrüner Beharrlichkeit. 

Seit langem setzen sich Bündnis 90 / Die Grünen dafür ein, Einwanderung zu gestalten, Flüchtlinge zu schützen und Integration zu fördern. So hatten wir 1991 als Erste ein Einwanderungsgesetz in den Bundestag eingebracht. Seither hat sich der gesellschaftliche Konsens in dieser Frage grundlegend gewandelt: Inzwischen wird akzeptiert, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist. Daran haben wir Grünen maßgeblichen Anteil.

Der jetzt vorgelegte Gesetzesentwurf läutet den Einstieg in eine gesetzlich verankerte, moderne und europataugliche Einwanderungspolitik ein. Dies ist das Ergebnis der Verhandlungen, die wir mit der SPD und dem Bundesinnenministerium geführt haben. Hierzu fünf Beispiele: 

1. Das Zuwanderungsgesetz ermöglicht eine Abkehr von der bisherigen Abschottungspolitik. Der deutsche Arbeitsmarkt wird geöffnet für eine an den Anforderungen der Wirtschaft bzw. für eine an demografischen Erfordernissen orientierte Arbeitskräftezuwanderung. Für diese künftige Arbeitsmigration werden verschiedene Portale geschaffen: Für reguläre Beschäftigungsverhältnisse, für Hochqualifizierte und für Zuwanderung im Rahmen eines neuen Punktesystems. Wichtig für uns war hierbei die soziale Absicherung dieses Prozesses, der Einstieg in die demografische Zuwanderung sowie die Möglichkeit für ausländische Studierende, nach Abschluss ihrer Hochschulausbildung einen Arbeitsplatz in Deutschland suchen zu können.

2. Die Fehler der alten „Gastarbeiterpolitik“ müssen vermieden werden. Deswegen erhalten ArbeitsmigrantInnen, nachziehende Familienangehörige und Flüchtlinge nunmehr einen Rechtsanspruch auf Integrationskurse. Bund und Länder teilen die entstehenden Kosten hälftig unter sich auf. 

3. Beim Familiennachzug haben wir einen für alle Beteiligten gangbaren Kompromiss gefunden: Kinder haben bis 18 Jahre einen Anspruch auf Familiennachzug, wenn sie zu Deutschen, Asylberechtigten, GFK-Flüchtlingen, Hochqualifizierten oder Personen, die im Rahmen des Punktesystems zuwanderten, zuziehen. Bei anderen NeuzuwandererInnen haben Kinder ebenfalls einen Anspruch auf Nachzug bis 18 Jahre, sofern sie im Familienverband einreisen. Wer zwischen 14 und 18 Jahren alt ist und zu einem späteren Zeitpunkt seiner Familien folgt, erhält einen Anspruch auf Nachzug, sofern sie oder er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 

4. Im Bereich der Flüchtlingspolitik haben wir zum einen erreicht, dass Menschen, die vor nichtstaatlicher bzw. geschlechtsspezifischer Verfolgung fliehen, bei uns endlich als Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt werden. Deutschland hatte sich in dieser Frage in Europa zunehmend isoliert. Die Kirchen, die Süßmuth-Kommission und allen voran der UNHCR haben seit Jahren darauf hingewiesen, dass für diese Menschen in Deutschland eine Schutzlücke existiert. Insofern bedeutet die Anerkennung von nichtstaatlich bzw. geschlechtsspezifisch Verfolgten als GFK-Flüchtlinge einen Quantensprung in der Asylpraxis dieses Landes.

Zum anderen erhalten diejenigen, die bislang aus zwingenden humanitären Gründen nicht abgeschoben werden konnten und daher geduldet wurden (z. B. weil ihnen in ihrem Herkunftsland Folter oder Todesstrafe droht) zukünftig eine rechtmäßige Aufenthaltserlaubnis.

5. Wir haben auch eine umfassende Übergangsregelung durchsetzen können, die dem Anspruch auf Vertrauensschutz für die bereits hier lebenden MigrantInnen gerecht wird. Rund 1,7 Mio. Menschen könnten in den kommenden Monaten ihren Aufenthalt bei uns verfestigen. Jetzt ist sichergestellt, dass sie dies nach den Bestimmungen des alten Ausländergesetzes tun können. Keinem von ihnen wird es somit bei seiner Aufenthaltsverfestigung oder beim Kindernachzug durch das neuen Zuwanderungsgesetz schlechter gehen.

Wir Grünen wollen – nicht zuletzt gerade wegen der Ereignisse vom 11. September – mit der Verabschiedung eines Einwanderungsgesetzes ein Signal senden. Der jetzt vorgelegte Entwurf für ein Zuwanderungsgesetz ist ein tragfähiger Kompromiss. Er enthält Licht, aber auch Schatten. Auch sind noch viele Fragen offen geblieben - etwa bei der Aufenthaltsverfestigung, bei der Ausgestaltung der Integrationspolitik, bei der politischen Steuerung dieses Politikbereichs oder aber im Hinblick auf soziale Maßnahmen im Bereich des neuen Humanitären Schutzstatus.
Wir setzen darauf, dass diese Fragen in den anstehenden parlamentarischen Beratungen noch intensiv diskutiert und – wo nötig - Nachbesserungen vorgenommen werden. Ein gutes Gesetz braucht Zeit. Die bündnisgrüne Fraktion wird dafür Sorge tragen, dass im Bundestag ein gründliches, ausführliches und transparentes Beratungsverfahren durchgeführt wird, in dem den Bundesländern, den Ausländerbeauftragten sowie den Kirchen, Verbänden und Experten in einer Sachverständigen-Anhörung ausreichend Gelegenheit gegeben wird, Stellung zu beziehen. Ihre Kritik ist uns wichtig – denn sie dient der Verbesserung unseres Gesetzentwurfes und damit der gesellschaftlichen Akzeptanz dieses bedeutenden Projekts.

Mit freundlichen Grüßen

Marieluise Beck MdB
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